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KANTON AARGAU

DEPARTEMENT
VOLKSWIRTSCHAFT UND INNERES

FRAGEBOGEN

Anho6rung zur Teilrevision des Einfihrungsgesetzes zur Schweizerischen Strafprozessord-
nung (EG StPO)

vom 7. April 2017 bis 7. Juli 2017

Name/Organisation | SP Aargau
Kontaktperson Julia Hoppe
Kontraktadresse Bachstrasse 43

PLZ Ort 5001 Aarau

Telefon 062 834 94 74

E-Mail sekretariat@sp-aargau.ch

Einzureichen an (vorzugsweise elektronisch)

Departement Volkswirtschaft und Inneres
Generalsekretariat

Frey-Herosé-Strasse 12

5001 Aarau

E-Mail: dvi@ag.ch

Auskunftsperson wahrend des Anhérungsverfahrens

Jacqueline Lang, Projektleiterin, Departement Volkswirtschaft und Inneres (Tel. 062 835 14 18,
jacqueline.lang@ag.ch)

Fur Ausfihrungen zu den einzelnen Bestimmungen verwenden Sie bitte die Bemerkungsspalte der
Synopse zur Anderung des EG StPO.
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Fragen zur Anhdrung

1. Flexiblere Organisationsstruktur der Staatsanwaltschaft

Thema Revision EG StPO Wo im Anhdérungsbericht?

Erweiterung des Handlungs- 8 3 EG StPO « Kap. 4.1
spielraums fur die Organisation
der Staatsanwaltschaft

Sind Sie mit dieser Regelung Begrundung und/oder Bemerkungen:
einverstanden? SP Fraktion mehrheitiich Ja
0 " Handlungsoptionen schaffen
J ) Ziel: Starkung der Staatsanwaltschaft als Herrin des Verfahrens nach StPO
0] eher ja Umfassende Moglichkeiten zur Starkung der Staatsanwaltschaften prifen,
O eher nein auch Funktion der Oberstaatsanwaltschaft.
| nein Was ist das Ziel der Reorganisation und auf welchem Weg kann es erreicht
. werden, bitte Varianten aufzeigen.
O  keine Angabe

2. Funktion und Anstellungsvoraussetzungen der Staatsanwaltinnen und Staatsanwaélte

Thema Revision EG StPO Wo im Anhérungsbericht?

Verzicht auf das Anwaltspatent | § 7 Abs. 1 EG StPO * Kap.4.4
als Anstellungsvoraussetzung § 6 Abs. 3 EG StPO
bei den Staatsanwaltinnen und
Staatsanwalten sowie bei den
stellvertretenden leitenden
Staatsanwaltinnen und Staats-

anwalten

Sind Sie mit dieser Regelung Begrundung und/oder Bemerkungen:

einverstanden? Verzicht auf Qualitatsmerkmal sollte kompensiert werden.

0 . Gleiche Arbeit und Verantwortung fir tiefere Lohne, dies fihrt nicht zu einer
a besseren Qualitat.

O eher ja Regelung AstA erschwert Situation zusatzlich.

=] eher nein Funktion der Asta in Zukunft Giberdenken

O nein

O keine Angabe

3. Ausdehnung der Einzelrichterkompetenz im abgekirzten Verfahren

Thema Revision EG StPO Wo im Anhdrungsbericht?

Ausdehnung der Einzelrichter- § 11 Abs. 1°° EG StPO * Kap. 4.6
kompetenz im abgekurzten Ver-
fahren auf das geméass Bundesrecht
max. zulassige Mass von bis zu 2
Jahren Freiheitsstrafe

Sind Sie mit dieser Regelung ein- Begrundung und/oder Bemerkungen:
verstanden?

ja

eher ja
eher nein
nein

OOOoOom

keine Angabe
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4. Mitteilung von rechtskraftigen Strafentscheiden und héngigen Strafverfahren

Thema

Revision EG StPO Wo im Anhdérungsbericht?

4.1 Mitteilung von Strafentschei-
den und Strafverfahren im Allge-
meinen

Ausgestaltung von § 24 EG StPO
als allgemeine Bestimmung zur
Mitteilung von rechtskréftigen Straf-
entscheiden und héngigen Strafver-
fahren an andere Behdérden; Rege-
lung der Einzelheiten durch
Verordnung

§ 24 EG StPO + Kap. 4.8

Sind Sie mit dieser Regelung ein-
verstanden?

O ja

O eherja

[ eher nein

O nein

O keine Angabe

Begriindung und/oder Bemerkungen:

Weshalb parallele Mitteilung? Mitteilung durch Gerichte oder Sta, je nach
Verfahrensstand.

Formulierung der Verordnung offen legen, diese Delegation ist zu
ungenau.

Ziel: Datenhaltung vereinfachen. Gemeinsame Datenbanken schaffen mit
Verantwortung zu Datenpflege, Zugang regeln. Mitteilungspflichten sind
ein Mittel von gestern, Gemeinsame Datenverantwortung sollte die
Zukunft sein.

4.2 Mitteilung an Arbeitgeber
betreffend Strafverfahren gegen
Angestellte von Kanton und Ge-
meinden

Regelung der Voraussetzungen,
wann eine Mitteilung tber ein han-
giges oder erledigtes Strafverfahren
gegen eine bei einem kantonalen
oder kommunalen Arbeitgeber
angestellte Person erfolgen kann

§ 24a EG StPO « Kap. 4.9

Sind Sie mit dieser Regelung ein-
verstanden?

O ja

O eher ja

[=] eher nein

O nein

O keine Angabe

Begriindung und/oder Bemerkungen:

zu unprazise Formulierung.

Weshalb werden Angestellte von Kanton und Gemeinden anders
behandelt als Angestellte der Privatwirtschaft? Sofern Mitteilungspflichten
bestehen, sollten diese zum Schutz von mdglichen Betroffenen erfolgen,
analog Mitteilung an Bildungs- und Betreuungseinrichtungen.
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Thema

Revision EG StPO Wo im Anhérungsbericht?

4.3 Mitteilung an Leitung von
Bildungs-/Betreuungseinrich-
tungen mit privatrechtlicher Tra-
gerschaft

Regelung der Voraussetzungen,
wann eine Mitteilung Gber ein han-
giges oder erledigtes Strafverfahren
gegen eine bei einer Bildungs- oder
Betreuungseinrichtung mit privat-
rechtlicher Tragerschaft angestellte
Person erfolgen kann

§ 24b EG StPO * Kap. 4.10

Sind Sie mit dieser Regelung ein-
verstanden?

ja

eher ja

eher nein

nein

keine Angabe

[ o Y 0 [

Begrundung und/oder Bemerkungen:

4.4 Mitteilung an Kantonspolizei

Regelung der Mitteilungspflicht der
Staatsanwaltschaft, der Jugendan-
waltschaft und der Gerichte gegen-
Uiber der Kantonspolizei

§ 24c EG StPO
§ 15a EG JStPO

+ Kap.4.11
* Kap. 6.5.2

Sind Sie mit dieser Regelung ein-
verstanden?

ja

eher ja

eher nein

nein

keine Angabe

OoEmOoOoo

Begrindung und/oder Bemerkungen:

Staatsanwaltschaft fuhrt die Untersuchung, sie informiert Polizei in
geeigneter Weise lber den Ausgang von Untersuchungen (Austausch),
reine Mitteilung bringt beiden Organisationen wenig. Datenredundanz und
Datenungenauigkeit muss anders geregelt werden.

Weshalb ist Austausch Staatsanwaltschaft / Polizei nicht mehr ausdriicklich
geregelt? Zielsetzung der neue StPO! Hier Gberhaupt kein
Anpassungsbedarf?

Auch hier sollte fir die Zukunft die gemeinsame Datenhaltung und

5. Meldepflichten und Melderechte von Mitarbeitenden des Kantons und der Gemeinden

Thema

Revision EG StPO Wo im Anhérungsbericht?

5.1 Konkretisierung der Melde-
pflicht

Konkretisierung der Meldepflicht der
Mitarbeitenden des Kantons und
der Gemeinden betreffend Strafta-
ten, von denen sie in ihrer amtlichen
Stellung Kenntnis erhalten

§ 34 Abs. 1 EG StPO * Kap. 4.13.2

Sind Sie mit dieser Regelung ein-
verstanden?

O ja

[ eher ja

O eher nein

O nein

O keine Angabe

Begriindung und/oder Bemerkungen:

Das Opfer sollte bei einer Meldung auf jeden Fall informiert werden, diese
Pflicht ist ausdriicklich aufzunehmen. § 34 Abs. 1ter!
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Thema

Revision EG StPO

Wo im Anhérungsbericht?

5.2 Einschrankung der Melde-
pflicht

Einschrankung der Meldepflicht fiir
bestimmte Mitarbeitende

§ 34 Abs. 1°° EG StPO

+ Kap. 4.13.2

Sind Sie mit dieser Regelung ein-
verstanden?

b ja

Oa eher ja

O eher nein

Oa nein

O keine Angabe

Begrundung und/oder Bemerkungen:

5.3 Delegation an Regierungsrat
Schaffung der Kompetenz des
Regierungsrats, fir Vergehen, die
auf Antrag zu verfolgen sind, sowie
fur Ubertretungen Meldepflichten
und Melderechte durch Verordnung
festzulegen

§ 34 Abs. 19 EG StPO

+ Kap. 4.13.2

Sind Sie mit dieser Regelung ein-
verstanden?

ja

eher ja

eher nein

nein

keine Angabe

OoOooEO

Begrindung und/oder Bemerkungen:

6. Nachtragliche Entscheide und Sicherheitshaft

Thema

Revision EG StPO

Wo im Anhdérungsbericht?

6.1 Vertretung vor Gericht bei
nachtraglichen Entscheiden
Vollzugsbehorde kann direkt Antrag
auf einen nachtraglichen Entscheid
beim zustandigen Gericht stellen
und die Sache selber vor Gericht
vertreten; Staatsanwaltschaft kann
anstelle der Vollzugsbehérde ins
Verfahren eintreten

§ 39 Abs. 2 und 2% EG StPO

+ Kap.4.14.1

Sind Sie mit dieser Regelung ein-
verstanden?

ja

eher ja

eher nein

nein

OOoOosEo

keine Angabe

Begriindung und/oder Bemerkungen:

Hier ist vor allem auf die Anliegen der Staatsanwaltschaft abzustellen.

Verantwortliche Gremien sollten Verantwortung tragen, Ubergaben im

Laufe des Verfahrens vermeiden.
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Thema Revision EG StPO Wo im Anhérungsbericht?

6.2 Zustandigkeit fur den Fest- § 44 Abs. 1 und 1°° EG StPO . Kap. 4.14.2
nahmebefehl und den Antrag auf
Sicherheitshaft zur Rickverset-
zung in den Straf- und Massnah-
menvollzug

Vollzugsbehdrde kann betroffene
Person vor oder gleichzeitig mit
Einleitung eines gerichtlichen Nach-
verfahrens zur Verhaftung aus-
schreiben, den Festnahmebefehl
erlassen und direkt beim Zwangs-
massnahmengericht Antrag auf
Anordnung von Sicherheitshaft
stellen; Vollzugsbehdérde kann die
Sache selber vor Zwangsmass-
nahmengericht vertreten; Staatsan-
waltschaft kann anstelle der Voll-
zugsbehorde ins Verfahren

eintreten

Sind Sie mit dieser Regelung ein- Begrundung und/oder Bemerkungen:

verstanden? Klarung mit Staatsanwaltschaft.

0 . Auch hier, Verantwortlichkeiten so regeln, dass die geeignete Behdrde
a handeln kann.

[ eher ja

O eher nein

O nein

O keine Angabe

7. Umfang bestehender Parteirechte im Strafverfahren und EinrAumung von Parteirechten

Thema Revision EG StPO Wo im Anhdrungsbericht?
7.1 Umfang bestehender Partei- § 40b Abs. 1 EG StPO * Kap. 4.16.4
rechte

Definition des Umfangs bestehen-
der Parteirechte von kantonalen
und kommunalen Behdrden im

Strafverfahren

Sind Sie mit dieser Regelung ein- Begrundung und/oder Bemerkungen:

verstanden? Macht dies mit Blick auf die Verfahrensdékonomie und die

0 . Verfahrensdauer Sinn, Parteirechte auszuweiten? Ware nicht besser
ja ) eine Zusammenarbeit von Staatsanwaltschaft und

O eher ja Spezialverwaltungseinheiten zu regein?

[ eher nein

O nein

O keine Angabe
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Thema

Revision EG StPO Wo im Anhérungsbericht?

7.2 EinrAumung von Parteirech-
ten

Einrdumung von Parteirechten im
Strafverfahren zugunsten der an-
zeigenden Behdorde

8§ 40b Abs. 2 EG StPO * Kap. 4.16.4

Sind Sie mit dieser Regelung ein-
verstanden?

O ja

O eher ja
[=] eher nein
O nein

O keine Angabe

Begrundung und/oder Bemerkungen:

Behorden mit Parteirechten nicht unbedingt ausbauen.
Zusammenarbeit férdern und ermoglichen, wenn Spezialtatbestande zu
klaren sind.

7.3 Einrdumung von Parteirech-
ten

EinrAumung von Parteirechten im
Strafverfahren zugunsten des Amts
fur Verbraucherschutz im Bereich
der Tierschutzgesetzgebung

§ 40b Abs. 3 EG StPO + Kap. 4.16.4

Sind Sie mit dieser Regelung ein-
verstanden?

O ja

[:1 eher ja

O eher nein

O nein

O keine Angabe

Begrindung und/oder Bemerkungen:

Auch hier, Zusammenarbeit férdern und ermdéglichen.

7.4 Einrdumung von Parteirech-
ten

EinrAumung von Parteirechten
zugunsten der Aargauischen Ge-
b&audeversicherung (AGV), wenn
ein Strafverfahren in direktem Zu-
sammenhang mit Schaden steht,
der geméass Gebdudeversiche-
rungsgesetz durch die AGV zu
entschadigen ist

§ 52 Abs. 3 GebVG * Kap. 6.7

Sind Sie mit dieser Regelung ein-
verstanden?

O ja

O eher ja

O eher nein

[ nein

O keine Angabe

Begriindung und/oder Bemerkungen:

Weshalb diese Sonderstellung fir AGV? Unfallversicherungen sind auch
nicht bevorzugt behandelt. AGV verliert keine Parteirechte, da sie
eigenstandigen Zivilprozess jederzeit fiihren kann.

Strafprozesse werden durch die Ausweitung von Parteirechten eher
komplizierter als einfacher. Gleichzeitig sollen Verfahren rasch behandelt
werden kdnnen.
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8. Ermdéglichung der gemeinsamen Datenhaltung der Strafverfolgungs- und Strafvollzugsbe-

hoérden

Thema

Revision EG StPO

Wo im Anhdérungsbericht?

Ermoglichen des Betriebs von Da-
tenbearbeitungs- und Informations-
systemen mit gemeinsamer Daten-
haltung und des elektronischen
Austauschs von Daten und Pro-
zessinformationen zwecks Aufga-
benerfillung bei den Strafverfol-
gungs- und Strafvollzugsbehdrden
sowie weiteren beteiligten Behdrden

§ 55d EG StPO
§ 18a EG JStPO

* Kap. 4.23
* Kap.6.5.4

Sind Sie mit dieser Regelung ein-
verstanden?

O ja

[=] eher ja

O eher nein

O nein

O keine Angabe

Begriindung und/oder Bemerkungen:

Redundante Datenhaltung ist wenig sinnvoll; grosse Datensammlungen
sind anfalliger, Verantwortlichkeiten definieren.
Sicherlich keine weiteren Datensammlungen parallel fihren.

9. Rechtsmittelweg im Jugendstrafvollzug

Thema

Fremdanderung EG JStPO

Wo im Anhdrungsbericht?

Festlegung einer einheitlichen
Beschwerdemdglichkeit ans Ober-
gericht gegen samtliche strafvoll-
zugsrechtlichen Anordnungen der
Jugendanwaltschaft (vorbehaltlich
der Zusténdigkeiten im Bereich des
Disziplinarwesens)

§ 17a EG JStPO

* Kap.6.5.3

Sind Sie mit dieser Regelung ein-
verstanden?

ja

eher ja

eher nein

nein

OoOooma

keine Angabe

Begrindung und/oder Bemerkungen:

10. Weitere Bemerkungen

Gibt die Vorlage zu sonstigen Bemerkungen Anlass?

(Far Ausfuihrungen zu den einzelnen Bestimmungen verwenden Sie bitte die Bemerkungsspalte der
Synopse zur Anderung des EG StPO)

Ausfiihrungen in der Synopse

8von9



Die grossen Veranderungen scheinen vor allem durch den Kostendruck gepragt zu sein. Die SP steht
der vorgesehenen Anderung kritisch gegeniiber. Aus Sicht der SP sollte vor der Neuorganisation die
gesamte Organisationsform lberprift werden. Allenfalls ergeben sich mit anderen
Organisationsformen (Verzicht auf eine Oberstaatsanwaltschaft; Einfiihrung des St. Galler Modells)
ebenfalls Einsparpotenziale. Leider liegen jedoch iberhaupt keine zahlenmassigen Einschdtzungen
vor, um welches Einsparpotential es sich handeln kénne. Im Gegenteil, teilweise werden
Neuerungen eingefiihrt, welche mit Sicherheit zu erheblich héheren Kosten fiihren werden
(Mitteilung aller Verfligungen und Entscheide an die Polizei, ohne Hinweise, was diese
Datensammlung bezwecken soll und was diese zuséatzliche Datenbewirtschaftung kostet).

Ziel der SP ist eine Starkung der Staatsanwaltschaft in ihrer Stellung im Rahmen der StPO. Sie ist die Herrin
des Verfahrens.

Die verstéarkte Hierarchie innerhalb der Staatsanwaltschaften kénnte rechtsstaatlich bedenkliche
Auswirkungen haben. Der Rechtsstaat ist darauf angewiesen, dass die in den Strafbehérden
arbeitenden Menschen ihre Meinungen und Gedanken am Recht ausrichten und nicht an einer
internen Hierarchie. Die Strafverfolgung muss fir Juristinnen und Juristen attraktiv bleiben, es
macht keinen Sinn, dass die fachlich guten und hervorragenden Personen in die Privatwirtschaft
gehen, weil sie dort mehr Freiheiten haben und unter Umstanden auch besser entlohnt werden.
Der Staat muss und soll nicht mit tiberdurchschnittlich hohen finanziellen Entschadigungen
konkurrieren, aber er sollte die Arbeitsplatze in anderen Belangen attraktiv halten, so in der
Unabhangigkeit und Eigenverantwortung der Tatigkeit.

Aus der Vorlage ist das Ziel angedeutet, nur noch einige regionale Staatsanwaltschaften zu bilden.
Aus der Vorlage ist aber nicht ersichtlich, wo die Vorteile dieser neuen Organisationsform liegen
sollen. Es wird ausdriicklich darauf hingewiesen, dass mit dieser Vorlage «die gesetzliche
Vorsteuerung der Organisation gelockert werden», ohne dass bereits Erkenntnisse der
Organisationsiberpriifung vorliegen und ohne dass der Anpassungsbedarf und die Notwendigkeit
ausgefuhrt werden. Die SP Fraktion stimmt der Delegation des Handlungsspielraums mehrheitlich
zu, dennoch ware es zu begriissen, wenn auch Alternativen geprift werden.

Antrag der SP

Umfassende Organisationspriifung der Staatsanwaltschaft, Priifung von Alternativen (insbesondere
Verzicht auf Oberstaatsanwaltschaft) und Ziel der StPO "Stdrkung der Staatsanwaltschaft"
konsequent weiter verfolgen.

9von9



	NameOrganisation: SP Aargau
	Kontaktperson: Julia Hoppe
	Kontraktadresse: Bachstrasse 43
	PLZ Ort: 5001 Aarau
	Telefon: 062 834 94 74
	EMail: sekretariat@sp-aargau.ch
	Begründung undoder Bemerkungen: SP Fraktion mehrheitlich Ja
Handlungsoptionen schaffen
Ziel: Stärkung der Staatsanwaltschaft als Herrin des Verfahrens nach StPO
Umfassende Möglichkeiten zur Stärkung der Staatsanwaltschaften prüfen, auch Funktion der Oberstaatsanwaltschaft.
Was ist das Ziel der Reorganisation und auf welchem Weg kann es erreicht werden, bitte Varianten aufzeigen.
 
	Begründung undoder Bemerkungen_2: Verzicht auf Qualitätsmerkmal sollte kompensiert werden.
Gleiche Arbeit und Verantwortung für tiefere Löhne, dies führt nicht zu einer besseren Qualität.
Regelung AstA erschwert Situation zusätzlich.
Funktion der Asta in Zukunft überdenken
	Begründung undoder Bemerkungen_3: 
	Begründung undoder Bemerkungen_4: Weshalb parallele Mitteilung? Mitteilung durch Gerichte oder Sta, je nach Verfahrensstand. 
Formulierung der Verordnung offen legen, diese Delegation ist zu ungenau.
Ziel: Datenhaltung vereinfachen. Gemeinsame Datenbanken schaffen mit Verantwortung zu Datenpflege, Zugang regeln. Mitteilungspflichten sind ein Mittel von gestern, Gemeinsame Datenverantwortung sollte die Zukunft sein.
	Begründung undoder Bemerkungen_5: zu unpräzise Formulierung. 
Weshalb werden Angestellte von Kanton und Gemeinden anders behandelt als Angestellte der Privatwirtschaft? Sofern Mitteilungspflichten bestehen, sollten diese zum Schutz von möglichen Betroffenen erfolgen, analog Mitteilung an Bildungs- und Betreuungseinrichtungen.
	Begründung undoder Bemerkungen_6: 
	Begründung undoder Bemerkungen_7: Staatsanwaltschaft führt die Untersuchung, sie informiert Polizei in geeigneter Weise über den Ausgang von Untersuchungen (Austausch), reine Mitteilung bringt beiden Organisationen wenig. Datenredundanz und Datenungenauigkeit muss anders geregelt werden.
Weshalb ist Austausch Staatsanwaltschaft / Polizei nicht mehr ausdrücklich geregelt? Zielsetzung der neue StPO! Hier überhaupt kein Anpassungsbedarf?
Auch hier sollte für die Zukunft die gemeinsame Datenhaltung und Datenverantwortung geprüft werden und nicht neue Mitteilungspflichten eingeführt werden. Redundante Datenhaltung ist zu vermeiden.
	Begründung undoder Bemerkungen_8: Das Opfer sollte bei einer Meldung auf jeden Fall informiert werden, diese Pflicht ist ausdrücklich aufzunehmen. § 34 Abs. 1ter!
	Begründung undoder Bemerkungen_9: 
	Begründung undoder Bemerkungen_10: 
	Begründung undoder Bemerkungen_11: Hier ist vor allem auf die Anliegen der Staatsanwaltschaft abzustellen.
 
Verantwortliche Gremien sollten Verantwortung tragen, Übergaben im Laufe des Verfahrens vermeiden.
	Begründung undoder Bemerkungen_12: Klärung mit Staatsanwaltschaft.
Auch hier, Verantwortlichkeiten so regeln, dass die geeignete Behörde handeln kann.
	Begründung undoder Bemerkungen_13: Macht dies mit Blick auf die Verfahrensökonomie und die Verfahrensdauer Sinn, Parteirechte auszuweiten? Wäre nicht besser eine Zusammenarbeit von Staatsanwaltschaft und Spezialverwaltungseinheiten zu regeln?
	Begründung undoder Bemerkungen_14: Behörden mit Parteirechten nicht unbedingt ausbauen.
Zusammenarbeit fördern und ermöglichen, wenn Spezialtatbestände zu klären sind.
	Begründung undoder Bemerkungen_15: Auch hier, Zusammenarbeit fördern und ermöglichen.
	Begründung undoder Bemerkungen_16: Weshalb diese Sonderstellung für AGV? Unfallversicherungen sind auch nicht bevorzugt behandelt. AGV verliert keine Parteirechte, da sie eigenständigen Zivilprozess jederzeit führen kann. 
Strafprozesse werden durch die Ausweitung von Parteirechten eher komplizierter als einfacher. Gleichzeitig sollen Verfahren rasch behandelt werden können.
	Begründung undoder Bemerkungen_17: Redundante Datenhaltung ist wenig sinnvoll; grosse Datensammlungen sind anfälliger, Verantwortlichkeiten definieren.
Sicherlich keine weiteren Datensammlungen parallel führen.
	Begründung undoder Bemerkungen_18: 
	Begründung undoder Bemerkungen_19: Ausführungen in der Synopse
 
 
 
	Begründungen und/oder Bemerkungen 20: Die grossen Veränderungen scheinen vor allem durch den Kostendruck geprägt zu sein. Die SP steht der vorgesehenen Änderung kritisch gegenüber. Aus Sicht der SP sollte vor der Neuorganisation die gesamte Organisationsform überprüft werden. Allenfalls ergeben sich mit anderen Organisationsformen (Verzicht auf eine Oberstaatsanwaltschaft; Einführung des St. Galler Modells) ebenfalls Einsparpotenziale. Leider liegen jedoch überhaupt keine zahlenmässigen Einschätzungen vor, um welches Einsparpotential es sich handeln könne. Im Gegenteil, teilweise werden Neuerungen eingeführt, welche mit Sicherheit zu erheblich höheren Kosten führen werden (Mitteilung aller Verfügungen und Entscheide an die Polizei, ohne Hinweise, was diese Datensammlung bezwecken soll und was diese zusätzliche Datenbewirtschaftung kostet).
Ziel der SP ist eine Stärkung der Staatsanwaltschaft in ihrer Stellung im Rahmen der StPO. Sie ist die Herrin des Verfahrens.
Die verstärkte Hierarchie innerhalb der Staatsanwaltschaften könnte rechtsstaatlich bedenkliche Auswirkungen haben. Der Rechtsstaat ist darauf angewiesen, dass die in den Strafbehörden arbeitenden Menschen ihre Meinungen und Gedanken am Recht ausrichten und nicht an einer internen Hierarchie. Die Strafverfolgung muss für Juristinnen und Juristen attraktiv bleiben, es macht keinen Sinn, dass die fachlich guten und hervorragenden Personen in die Privatwirtschaft gehen, weil sie dort mehr Freiheiten haben und unter Umständen auch besser entlohnt werden. Der Staat muss und soll nicht mit überdurchschnittlich hohen finanziellen Entschädigungen konkurrieren, aber er sollte die Arbeitsplätze in anderen Belangen attraktiv halten, so in der Unabhängigkeit und Eigenverantwortung der Tätigkeit. 
Aus der Vorlage ist das Ziel angedeutet, nur noch einige regionale Staatsanwaltschaften zu bilden. Aus der Vorlage ist aber nicht ersichtlich, wo die Vorteile dieser neuen Organisationsform liegen sollen. Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass mit dieser Vorlage «die gesetzliche Vorsteuerung der Organisation gelockert werden», ohne dass bereits Erkenntnisse der Organisationsüberprüfung vorliegen und ohne dass der Anpassungsbedarf und die Notwendigkeit ausgeführt werden. Die SP Fraktion stimmt der Delegation des Handlungsspielraums mehrheitlich zu, dennoch wäre es zu begrüssen, wenn auch Alternativen geprüft werden.
 
Antrag der SP
Umfassende Organisationsprüfung der Staatsanwaltschaft, Prüfung von Alternativen (insbesondere Verzicht auf Oberstaatsanwaltschaft) und Ziel der StPO "Stärkung der Staatsanwaltschaft" konsequent weiter verfolgen.
 
	Gruppe2: 3
	Gruppe3: 1
	Gruppe4: 3
	Gruppe5: 3
	Gruppe1: 2
	Gruppe6: 2
	Gruppe7: 4
	Gruppe8: 2
	Gruppe9: 1
	Gruppe10: 2
	Gruppe11: 2
	Gruppe12: 2
	Gruppe13: 3
	Gruppe14: 3
	Gruppe15: 2
	Gruppe16: 4
	Gruppe17: 2
	Gruppe18: 2


